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4 0 5 . Verordnung: Änderung der Verordnung über die Studienordnung für die Studienrichtun-
gen der Romanistik

4 0 6 . Verordnung: Bestimmung des Straßenverlaufes der A 2 Süd Autobahn im Bereich der
Gemeinden Griffen und Völkermarkt

4 0 7 . Verordnung: Erhebung der Weingartenflächen, der Weinernte, der Weinvorräte und des
Weinlagerraumes

4 0 8 . Verordnung: Festsetzung des Zuschlages zum Arbeitslosenversicherungsbeitrag gemäß dem
Insolvenz-Entgeltsicherungsgesetz für das Jahr 1981

4 0 9 . Kundmachung: Berichtigung der Anlage zur Kundmachung betreffend die Wiederverlautba-
rung des Mutterschutzgesetzes

4 0 5 . Verordnung des Bundesministers für
Wissenschaft und Forschung vom 27. August
1980, mit der die Verordnung über die
Studienordnung für die Studienrichtungen

der Romanistik geändert wird

Auf Grund der §§ 1 bis 10, 12, 18, 20 und 21
des Bundesgesetzes vom 30. Juni 1971, BGBl.
Nr. 326, über geisteswissenschaftliche und natur-
wissenschaftliche Studienrichtungen in der Fas-
sung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 280/1972,
467/1974, 561/1978 und 477/1979 in Verbin-
dung mit den Bestimmungen des Allgemeinen
Hochschul-Studiengesetzes, BGBl. Nr. 177/1966,
in der Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 458/
1972 und BGBl. Nr. 561/1978 wird im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister für Unterricht
und Kunst verordnet:

Die Verordnung über die Studienordnung für
die Studienrichtungen der Romanistik vom
23. März 1976, BGBl. Nr. 172, in -der Fassung
der Verordnung BGBl. Nr. 450/1977 wird wie
folgt geändert:

§ 1 Abs. 3 hat zu lauten:

„1. Die Studienrichtung "Französisch" (Abs. 2
lit. a und b) ist an den Geisteswissenschaftlichen
Fakultäten der Universitäten Wien, Graz, Inns-
bruck und Salzburg sowie an der Universität für
Bildungswissenschaften Klagenfurt einzurichten.

2. Die Studienrichtung „Italienisch" (Abs. 2
lit. c und d) ist an den Geisteswissenschaftlichen
Fakultäten der Universitäten Wien, Graz, Inns-
bruck und Salzburg sowie an der Universität für
Bildungswissenschaften Klagenfurt einzurichten.

3. Die Studienrichtung „Spanisch" (Abs. 2 lit. e
und f) ist an den Geisteswissenschaftlichen Fakul-
täten der Universitäten Wien, Graz, Innsbruck
und Salzburg einzurichten. Die Einrichtung an
der Universität Innsbruck erfolgt mit den ersten
zwei Semestern im Studienjahr 1980/81; in den
Studienjahren 1981/82, 1982/83 und 1983/84 sind
die jeweils folgenden zwei Semester und im Win-
tersemester 1984/85 ist das neunte Semester des
Studienzweiges „Spanisch (Lehramt an höheren
Schulen)" einzurichten.

4. Die Studienrichtung „Rumänisch" (Abs. 2
lit. g) ist an den Geisteswissenschaftlichen Fakul-
täten der Universitäten Wien und Salzburg ein-
zurichten.

5. Die Studienrichtung „Portugiesisch" (Abs. 2
lit. h) ist an den Geisteswissenschaftlichen Fakul-
täten der Universitäten Salzburg und Innsbruck
einzurichten."

Firnberg

4 0 6 . Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 28. August 1980
betreffend die Bestimmung des Straßenver-
laufes der A 2 Süd Autobahn im Bereich der

Gemeinden Griffen und Völkermarkt

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßen-
gesetzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung
der Bundesgesetze BGBl. Nr. 239/1975 und 294/
1978 wird verordnet:

Die neu herzustellende Straßentrasse beginnt
bei Plan-km 282,42 im Anschluß an den bereits
mit Verordnung des Bundesministers für Bauten
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und Technik vom 16. Feber 1979, BGBl. Nr. 85,
bestimmten Abschnitt der A 2 Süd Autobahn
am Talübergang Wölfnitzbach nordöstlich der
Ortschaft Unterrain, führt sodann über die An-
schlußstelle Griffen mit Zu- und Abfahrtsstraßen
zur Landesstraße L 127 Lippitzbacher Straße, der
Bundesstraße B 70 Packer Straße folgend, in den
Bereich des Galgenkogels, überführt die B 70
Packer Straße bei Plan-km 289,00 und in der
Folge die Diexer Landesstraße Nr. 113 südlich
des Wintschkogels, verläuft anschließend nördlich
des Hohenrainerberges, überführt westlich von
Hundsdorf die Töllerberger Landesstraße Nr. 111,
folgt dieser durch die Pörtschacher Senke bis zur
Kreuzung mit der B 70 Packer Straße und endet
östlich der Ortschaft Ladratschen bei Plan-km
299,50.

Im einzelnen ist der Verlauf der Straßentrasse
einschließlich der Anschlußstelle Griffen mit ihren
Zu- und Abfahrtsstraßen aus den beim Bundes-
ministerkim für Bauten und Technik, beim Amt
der Kärntner Landesregierung sowie bei den Ge-
meinden Griffen und Völkermarkt aufliegenden
Planunterlagen (Plan Nr. AB 130 002 — Grif-
fen/Völkermarkt und AB 100 204 — Völker-
markt, jeweils im .Katastermaßstab 1 : 2 880) zu
ersehen.

§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf den
vorangeführten Straßenabschnitt Anwendung.
Die Grenzen des Bundesstraßenbaugebietes sind
den aufliegenden Planunterlagen zu entnehmen.

Sekanina

4 0 7 . Verordnung des Bundesministers für
Land- und Forstwirtschaft und des Bundes-
ministers für Handel, Gewerbe und Industrie
vom 28. August 1980 über die Erhebung
der Weingartenflächen, der Weinernte, der

Weinvorräte und des Weinlagerraumes

Auf Grund des § 2 Abs. 2 des Bundes-
statistikgesetzes 1965, BGBl. Nr. 91, wird durch
den Bundesminister für Land- und Forstwirt-
schaft, hinsichtlich der Großhandels- und Ver-
arbeitungsbetriebe durch den Bundesminister
für Handel, Gewerbe und Industrie, bezüglich
des § 6 jeweils im Einvernehmen mit dem
Bundesminister für Finanzen, verordnet:

§ 1. (1) Das Österreichische Statistische Zen-
tralamt hat im Jahre 1980 eine Erhebung der
Weingartenflächen, der Weinernte, der Wein-
vorräte und des Weinlagerraumes durchzufüh-
ren.

(2) Stichtag für diese Erhebung ist der 30. No-
vember 1980.

§ 2. (1) Gegenstand der Erhebung der Wein-
gartenflächen sind sämtliche Rebflächen in den

Ländern Burgenland, Niederösterreich, Steier-
mark und Wien, ohne Rücksicht auf deren
Größe, Ertragsfähigkeit und Erziehungsart, auf-
gegliedert nach Edelweinsorten, Direktträgern,
Schnittweingärten und Rebschulen.

(2) Gegenstand der Erhebung der Weinernte
ist die gesamte aus eigener Fechsung erzeugte
Menge an Vollwein und Traubenmost, an Haus-
trunk und Direktträgerwein sowie an verkauf-
ten Trauben in den Ländern Burgenland, Nie-
derösterreich, Steiermark und Wien.

(3) Gegenstand der Erhebung der Weinvor-
räte sind sämtliche am Stichtag gelagerten
Mengen an Wein in landwirtschaftlichen Be-
trieben, in Winzergenossenschaften sowie in
Großhandels- und Verarbeitungsbetrieben, auf-
gegliedert nach Trink-, Verarbeitungs- und ver-
setztem Wein, in allen Ländern. Als Wein-
vorräte sind nicht zu erheben sämtliche aus
eigener Fechsung erzeugten Mengen an Wein
der Weinernte 1980.

(4) Gegenstand der Erhebung des Weinlager-
raumes ist die Lagerkapazität (gesamter Lager-
raum) in landwirtschaftlichen Betrieben, Win-
zergenossenschaften, Großhandels- und Verar-
beitungsbetrieben, aufgegliedert nach Fässern,
Tanks, Zisternen und Flaschen, in allen Län-
dern.

§ 3. Zur Auskunftserteilung sind verpflichtet:

1. bei der Erhebung der Weingartenflächen
und der Weinernte sowie der Weinvorräte
und des Weinlagerraumes landwirtschaftli-
cher Betriebe die Bewirtschafter (Eigen-
tümer, Pächter, Nutznießer) von Wein-
gartenflächen oder deren Beauftragte, ohne
Rücksicht auf die Größe der Fläche;

2. bei der Erhebung der Weinvorräte und des
Weinlagerraumes der Winzergenossenschaf-
ten, der Großhandels- und der Verarbei-
tungsbetriebe die Betriebsinhaber oder mit
Handlungsvollmacht ausgestattete Personen
der Betriebsleitung.

§ 4. Die gemäß § 3 Z 1 zur Auskunftsertei-
lung verpflichteten Personen haben die ihnen
von ihrer Wohnsitzgemeinde zur Verfügung ge-
stellten Betriebsbogen in der Zeit vom 4. bis
11. Dezember 1980 auszufüllen und dieser Ge-
meinde zurückzustellen. Die gemäß § 3 Z 2
zur Auskunftserteilung Verpflichteten haben die
ihnen vom Österreichischen Statistischen Zen-
tralamt zur Verfügung gestellten Betriebsbogen
auszufüllen und bis spätestens 15. Jänner 1981
an das Österreichische Statistische Zentralamt
rückzumitteln.

§ 5. (1) Die Gemeinden — ausgenommen die
Städte mit eigenem Statut — haben die Be-
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triebsbogen zur Weingartenerhebung sowie die
Betriebsbogen, die Summenhilfslisten und die
Reinschriften der Gemeindeblätter zur Erhebung
der Weinernte, der Weinvorräte und des Wein-
lagerraumes bis zum 31. Dezember 1980 den
Bezirkshauptmannschaften vorzulegen.

(2) Die Bezirkshauptmannschaften und die
Magistrate der Städte mit eigenem Statut haben
die Betriebsbogen zur Weingartenerhebung sowie
die Betriebsbogen, die Summenhilfslisten und
die Reinschriften der Gemeindeblätter zur Er-
hebung der Weinernte, der Weinvorräte und des
Weinlagerraumes bis 10. Jänner 1981 im Dienst-
wege an das Österreichische Statistische Zentral-
amt weiterzuleiten.

§ 6. Den Gemeinden ist für die ihnen bei
der Mitwirkung an den Erhebungen entstehen-
den Kosten für jeden ausgefüllten Betriebsbogen
zur Weingartenerhebung sowie für jeden ausge-
füllten Betriebsbogen zur Erhebung der Wein-
ernte, der Weinvorräte und des Weinlager-
raumes eine Abfindung von je S 5,— zu ge-
währen.

Haiden Staribacher

4 0 8 . Verordnung des Bundesministers für
soziale Verwaltung vom 5. September 1980,
mit der der Zuschlag zum Arbeitslosenver-
sicherungsbeitrag gemäß dem Insolvenz-Ent-
geltsicherungsgesetz für das Jahr 1981 festge-

setzt wird

Auf Grund des § 12 Abs. 1 Z 5 des Insolvenz-
Entgeltsicherungsgesetzes, BGBl. Nr. 324/1977, in
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 107/
1979 (Art. VI) wird verordnet:

Artikel I

Der Zuschlag zu dem vom Arbeitgeber zu lei-
stenden Arbeitslosenversicherungsbeitrag im Sin-
ne des § 61 des Arbeitslosenversicherungsgesetzes
1977 wird für das Jahr 1981 mit 0,3 vH festge-
setzt, wobei 0,15 vH für die ausgeglichene Ge-
barung des Insolvenz-Ausfallgeld-Fonds und
0,15 vH für die Rückzahlung der Darlehen des
Insolvenz-Ausfallgeld-Fonds bestimmt sind.

Artikel II

Diese Verordnung tritt mit Beginn der Bei-
tragsperiode 1981 in Kraft.

Weißenberg

4 0 9 . Kundmachung der Bundesregierung
vom 20. August 1980, mit der die Anlage zur
Kundmachung der Bundesregierung vom
17. April 1979, BGBl. Nr. 221, betreffend
die Wiederverlautbarung des Mutterschutz-

gesetzes berichtigt wird

Die mit Kundmachung der Bundesregierung
vom 17. April 1979, BGBl. Nr. 221, kund-
gemachte Anlage zur Wiederverlautbarung des
Mutterschutzgesetzes wird wie folgt berichtigt:

1. In den §§ 1 Abs. 3, 5 Abs. 3, 12 Abs. 2,
14 Abs. 1 und im § 19 sind die Zitierungen
„lit. a", „lit. b", „lit. c", „lit. d", „lit. h",
„lit. i" jeweils durch „Z 1", „Z 2", „Z 3",
„Z 4", „Z 8", „Z 9" zu ersetzen.

2. § 15 Abs. 2 vierter Satz hat zu entfallen.

Kreisky Androsch Pahr Sekanina
Salcher Staribacher Lanc Broda
Rösch Haiden Weißenberg Sinowatz

Lausecker Firnberg
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